Le groupe de travail « Emploi » 

In ihrer Einleitung umriss Ginette Jones, Vorsitzende der Arbeitsgruppe, den Rahmen des zweistündigen Austauschs. Die Einführung der anwesenden Expertin und Experten solle dazu dienen, Informationen über bestehende Instrumente (Gesetze, Institutionen, Fördermittel, ...) der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik zu vermitteln. Desweiteren sollten „Best Practices“ vorgestellt werden. Die Vernetzung bzw. der Aufbau von Netzwerken sei notwendig, um gut laufende Projekte dauerhaft zu etablieren und Einfluss auf die Gestaltung der Rahmenbedingungen zu nehmen. 

Kurzum: Die Arbeitsgruppe solle den Teilnehmer(inn)en und Kandidat(inn)en der Gemeindewahlen eine erste Plattform bieten, um Wirtschaftskompetenz zu entwickeln. 

Arbeits- und Beschäftigungsminister Nicolas Schmit erklärte, dass es laut rezenten Statistiken große Unterschiede zwischen den verschiedenen Gemeinden gebe, was die Arbeitslosenzahlen angehe. Die Gemeindeverantwortlichen seien gefordert, den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu garantieren, indem sie die Schaffung von Arbeitsplätzen in ihrer Gemeinde förderten und so die Arbeitslosenzahlen auf ein Minimum reduzierten. In diesem Zusammenhang sei es wichtig, eine positive Einstellung gegenüber der Schaffung von Aktivitätszonen zu vermitteln und den Bürgern den Nutzen von solchen Gewerbegebieten zu erklären. 

Dass Gemeinden steuerliche Vorteile anbieten, um Arbeitgeber anzuziehen, sieht der Minister eher kritisch, da sie eine große Konkurrenz zwischen den verschiedenen Gemeinden schaffen würden. 

Nicolas Schmit ist überzeugt, dass mehr Arbeitsplätze auf lokaler und regionaler Ebene geschaffen und mit kompetenten Fachkräften besetzt werden können, wenn die Gemeinden enger mit dem Staat und den Akteuren der Solidarwirtschaft zusammenarbeiten. Er unterstrich die Wichtigkeit der neu geschaffenen Regionalbüros der ADEM, da diese den Kontakt zwischen den Arbeitssuchenden und Arbeitgebern einer Region ermöglichten und auch erleichterten. 

Laut Nicolas Schmit wird es in Luxemburg in Zukunft keinen sogenannten „Leadersektor“ mehr geben, sondern eher eine Vielzahl von verschiedenen, kleineren Sektoren, die durchaus Arbeitsplätze schaffen. Eine große Zahl an neuen Arbeitsplätzen wird im Bereich der „Services aux personnes“ entstehen. 

Gemeinsam mit dem Syvicol werde das Ministerium für Arbeit und Beschäftigung in den nächsten Monaten einen „Plan d’action de la promotion de l’emploi“ ausarbeiten. 

Pierre Koppes, Schöffe der Gemeinde Wiltz, unterstrich, dass sich die Gemeinden nicht ausschließlich auf die kommunale Ebene konzentrieren dürften, sie müssten versuchen, vermehrt Betriebe in die Region zu bekommen. Desweiteren erklärte Pierre Koppes, dass es in Wiltz seit einiger Zeit das „Bureau unique“ gebe, dessen Aufgabe in der Beratung und Unterstützung von Betrieben bestehe, die sich auf dem Gebiet der Gemeinde niederlassen wollen. Zudem stehe die Gemeinde Wiltz in engem Kontakt zu den verschiedenen Berufskammern. 

Eine andere Aktion der Gemeinde heißt „Business Inititiative“ und wird zweimal jährlich organisiert. Ziel ist es, den Kontakt zwischen den verschiedenen, in der Region ansässigen Betrieben herzustellen und so wichtige wirtschaftliche Kontakte zu knüpfen. Gemengeforum Groupe parlementaire 

Mario Della Schiava, Leiter der ADEM Diekirch, wies nochmals auf die Wichtigkeit der lokalen Büros der ADEM hin. Da sie näher am Bürger sind, kennen sie die Bedürfnisse der Arbeitgeber und der Arbeitssuchenden der Region. Er erklärte, dass das Büro der ADEM in Diekirch bereits eine ganze Reihe von Arbeitssuchenden in den umliegenden Gemeinden zu einer Anstellung verhelfen konnte (Putzpersonal, Pförtner usw.). Dies ermögliche auch schwer vermittelbaren Arbeitssuchenden, im Arbeitsprozess zu bleiben und so am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. 

Als sehr erfolgreich bezeichnete Mario Della Schiava die „Journée de l‘emploi“ und die Informationsabende der ADEM, da sie Kontakte zwischen den Gemeindeverantwortlichen, den Arbeitgebern der Region und den Arbeitssuchenden ermöglichten. 

Romain Schneider, Minister für Land- und Solidarwirtschaft erklärte, dass es eine ganze Reihe von neuen Nischen im ländlichen Raum, in der Biolandwirtschaft, im Naturschutz und im Tourismus gebe, die künftig Arbeitsplätze schaffen könnten. Er zeigte sich überzeugt, dass die regionalen und lokalen Produkte in Zukunft gezielt gefördert werden sollten, da diese zur Schaffung von Arbeitsplätzen beitrügen. Zudem würde die Qualität der hergestellten Produkte dadurch gesteigert. Als Beispiel nannte Schneider Barrique-Fässer, die seit kurzem selbst in der Moselgegend hergestellt würden und folglich nicht mehr im Ausland gekauft werden müssten. 

Laut Paulette Lenert steckt die Solidarwirtschaft in Luxemburg derzeit zwar noch in den Kinderschuhen, sie bietee aber gute Voraussetzungen, um sich künftig zu einem wichtigen und festen Bestandteil unserer Wirtschaft zu entwickeln. 

Im Gegensatz zur klassischen Marktwirtschaft zählt für die Solidarwirtschaft vor allem der gesellschaftliche Zusammenhalt und nicht ausschließlich die finanzielle Rentabilität. 

Auch wenn in der Solidarwirtschaft größtenteils Menschen eingestellt würden, die Schwierigkeiten hätten, auf dem ersten Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, so dürfe sie jedoch nicht mit Beschäftigungsmaßnahmen verwechselt werden. 

In ihrer Schlussfolgerung bedankte sich Ginette Jones sowohl bei den Experten als auch bei den Diskussionsteilnehmer(inn)en für den regen Austausch und verwies auf die Notwendigkeit, verschiedene angesprochene Themen weiter zu vertiefen. Gemengeforum
